
erhöhen kann – das ent-
scheidet sich von Septem-
ber bis November im Haus-
haltsausschuss.  
Schon im „Normalfall“ hat 
keine Tagesordnung im 
Haushaltsausschuss weni-
ger als 40 Punkte, die Sit-
zungen dauern jede Woche 
sechs bis acht Stunden. 
Nachdem die Regierung 
ihren Haushaltsentwurf für 
das kommende Jahr An-
fang September in erster 
Lesung im Bundestag öf-
fentlich vorgestellt hat, 
beginnen bis zur zweiten 
und dritten Lesung Ende 
November allerdings die so 
genannten „Haushalts-
wochen“ mit Ausschusssit-
zungen zweimal wöchent-
lich, teilweise 12 bis 14 
Stunden täglich in Mara-
thonqualität. Mitglieder im 
Haushaltshaltsausschuss 
benötigen daher vor allem 
„Sitzfleisch“, gepaart mit 
Konzentrations- und einer 
gewissen Leidensfähigkeit. 
Statt Müdigkeit gilt: Akribie 
ist Pflicht! Schließlich 
„jongliert“ der Haus-

haltsausschuss mit Mitteln 
der Steuerzahler, für die er 
die Verantwortung über-
nimmt. Im Haushalt 2008 
sind es 283,2 Milliarden 
Euro, die wir „unter die Lu-
pe genommen“ haben.  
Sobald das Kabinett im Juli 
den Regierungsentwurf be-
schlossen hat, wird dieser 
„scheibchenweise“ an die 
zuständigen Haushälter 
verschickt – auf mehr als 
 

Akribie ist Pflicht 
 

2500 Seiten finden sich 
194 Kapitel mit 368 Titel-
gruppen. Die Etats der Mi-
nisterien, des Verfassungs-
gerichtes, von Bundestag 
und Bundesrat, von Bun-
deskanzlerin und Bundes-
präsident heißen im Fach-
jargon „Einzelpläne“. Es gibt 
22 Einzelpläne und 41 Mit-
glieder aus allen fünf Frakti-
onen im Haushaltsaus-
schuss, die sich als Bericht-
erstatter arbeitste i l ig 
„ihrem“ Haushaltsplan wid-
men. Der aufgeschriebene 
Etatentwurf 2008 wiegt 

insgesamt 5,7 Kilogramm. 
Allein „mein“ Teil des Innen-
ministeriums hat die Stärke 
eines Telefonbuchs und ist 
ein Schwerpunktepapier, 
das ausführlich die Ausga-
benpläne des Innenministe-
riums und seiner 18 Bun-
desbehörden für das nächs-
te Jahr darstellt. Zwar ist 
dieser Textteil anschaulich 
– spannender aber ist der 
Haushalt selbst, denn Zah-
len lügen nicht: Wo sind  
Schwachstellen? Wo ist 
„Luft“? Wo sind Ausgaben 
geplant, deren Umfang 
„vernebelt" werden soll? Wo 
kann man den „Rotstift" 
ansetzen, um Geld für eige-
ne Schwerpunkte „freizu-
schaufeln“? Haushälter 
müssen neben dem Ver-
ständnis für das Zahlenma-
terial manchmal den Spür-
sinn eines Detektivs und 
viel Hartnäckigkeit an den 
Tag legen.  
Haushälter sind nicht unbe-
dingt beliebt – eher ge-
fürchtet. Unter Fraktionskol-
legen gelten wir als 
„Erbsenzähler", die unein-
sichtig auf dem Geld sitzen, 
während die Fachpolitiker 
ihre guten Ideen ohne das 
nötige Kleingeld nicht ver-
wirklichen können. Wenn 
die Steuerquellen sprudeln, 
haben es Haushälter beson-
ders schwer – für jeden 
frischen Euro gibt es min-
destens drei verschiedene 
Vorschläge, wie dieser aus-
zugeben sei. An die Schau-
fensterreden von der Ver-
antwortung für die nächste 
Generation will dann nie-
mand erinnert werden! Im 
Haushaltsausschuss jedoch 
herrscht ein tiefes Bewusst-
sein für die Notwendigkeit 
des sparsamen Umgangs 

- Fortsetzung auf Seite 2 - 
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Die eingeschworene Gemeinschaft der „Erbsenzähler“ 
- Von Bettina Hagedorn - 

Als Schmöker unterm 
Weihnachtsbaum taugt 
das neue Zahlenwerk für 
den Haushalt 2008 wahr-
lich nicht, und kaum einer 
käme auf die Idee, beim 
Blättern durch die langen 
Zahlenkolonnen an nerven-
aufreibende Verhandlun-
gen nach Mitternacht, hek-
tisch anberaumte Vierau-
gengespräche und unge-
zählte leere Kaffeetassen 
zu denken.  

Die 2500 Seiten mit den 
6681 Ein- und Ausgabeti-
teln würden den meisten 
Menschen ein herzhaftes 
Gähnen entlocken – und 
doch steckt hinter den 
schnöden Zahlen geballte 
politische Brisanz und un-
glaublich viel Arbeit. Ob der 
Arbeitsminister neue Pro-
gramme für Langzeitar-
beitslose auflegen, der 
Bund den Ausbau der Kin-
derkrippen finanziell unter-
stützen oder das Bafög 

SPD-Landesgruppe 
Schleswig-Holstein 

im Deutschen Bundestag 

Bettina Hagedorn (rechts) mit Bundesfinanzminister Peer 
Steinbrück und ihrer Haushaltsausschusskollegin Petra Merkel 
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Bis Ende 2008 gilt weiter-
hin, dass Tagesmütter und  
-väter zwar die von den El-
tern erhaltenen privaten 
Betreuungsgelder versteu-
ern müssen, nicht aber die 
Aufwandsentschädigung, 
die sie von ihrer Kommune 
bekommen. 

Bundesfinanzminister Peer 
Steinbrück folgte der Bitte 
nach einem Aufschub, und 
wir kommen unserem Ziel, 
dem geplanten Ausbau der 
Betreuung für unter Dreijäh-
rige, wieder einen Schritt 

näher. Bis 2013 sollen ins-
gesamt 750 000 Betreu-
ungsplätze geschaffen wer-
den. 30 Prozent davon sol-
len auf Tagesmütter entfal-
len. Wäre das Gesetz jetzt 
nicht verschoben worden, 
hätten viele der rund 
30.000 staatlich geförder-
ten Tagsmütter wegen ihrer 
Kranken- und Sozialversi-
cherung nicht mehr genug 
verdient. 

Perspektivisch muss es die 
Anerkennung der Tages-
mutter als Berufszweig ge-

ben, wobei auf Qualitätssi-
cherung in Form einer aner-
kannten Aus- oder Weiter-
bildung geachtet werden 
muss. Bis Juni 2008 wird 
eine Arbeitsgruppe von 
Bund und Ländern eine 
Lösung finden, die die Ta-
gespflege finanziell nicht 
schlechter stellt.   Sönke Rix 

 Tagesmütter für ein weiteres Jahr steuerfrei 
Auch im kommenden Jahr müssen die von den Kommu-
nen geförderten Tagesmütter und Tagesväter ihre Einkünf-
te nicht versteuern. In letzter Minute stoppten die Länder-
finanzminister die Neuregelung, die vorsah, dass künftig 
alle Tagesmütter – die privaten und die staatlich geförder-
ten - Geld ans Finanzamt abführen sollen.  

- Fortsetzung von Seite 1 - 
mit den Steuergeldern und 
m i t u n t e r  e i n e  A r t 
„Wagenburg-Mentalität“ 
gegenüber der Spendier-
freude aller Fachpolitiker 
und der Regierung. Das 
führt zu einem besonderen 
„Korpsgeist“ – über alle 
Parteigrenzen hinweg duzt 
man sich und nach man-
cher konfliktreichen Debat-
te wird noch ein Bier oder 
Wein zusammen getrun-
ken. Und das geschieht – 
wie schon in Bonner Tagen 
Tradition - in der so ge-
nannten „Papierkneipe“ - 
Registratur des Ausschus-
ses, wo Dokumente und 
Unterlagen gestapelt sind.  
 

Gefürchtete Macht 
 

Zwischen Haushaltsaus-
schuss und Regierung gibt 
es „Spielregeln“. Dazu ge-
hört u.a., dass bei besonde-
ren „Knackpunkten“ oder 
den Haushaltsberatungen 
die Minister und Ministerin-
nen höchstpersönlich anrü-
cken müssen. Die meisten 
tun das gerne und mit En-
gelsgeduld – selbst wenn 
sie manchmal lange vor der 
Tür auf ihren „Auftritt“ war-
ten müssen.  

Die Macht der Haushälter 
ist gefürchtet, weil das Gre-
mium auch das laufende 
Ausgabenjahr unter seiner 
ständigen Kontrolle hat und 
die Freigabe von gesperr-
ten Mitteln oft genug an 
knallharte Bedingungen 
knüpft. Schon in Bonn war 
es darum Tradition, dass 
die politische Führung sich 
nach Abschluss der Haus-
haltsberatungen für die 
geleistete Arbeit „bedankt“. 
So war der komplette Haus-
haltsausschuss mit Peer 
Steinbrück und führenden 
Mitarbeitern kürzlich im 
Kanzleramt bei Angela Mer-
kel zum Abendessen. … 
War auch ganz nett! 

kurse mit bis zu 900 Stun-
den und auch  Wiederho-
lungsmöglichkeiten vorge-
sehen. Für die „Schnell-
lerner“ gibt es Intensivkurse 
mit 430 Stunden. Gleichzei-
tig ist eine Verringerung der 
Teilnehmerzahl geplant, um 
die Kurse effektiver zu ma-
chen.  

Zur Steigerung des Kurser-
folges soll es außerdem 
finanzielle Anreize geben. 
Teilnehmer, die innerhalb 
von zwei Jahren nach Aus-
stellung der Teilnahmebe-
rechtigung den erfolgrei-
chen Abschluss des Kurses 
nachweisen, erhalten die 

Hälfte ihres Kostenbeitra-
ges zurück.  

Die Verbesserung der Integ-
rationskurse und die Erhö-
hung der Mittel sind positi-
ve Zeichen, aber wir dürfen 
nicht dabei stehenbleiben. 
Integration kommt nicht von 
selbst, sondern erfordert 
harte Arbeit über eine lange 
Wegstrecke. Sie geht uns 
alle an.   Dr. Michael Bürsch 

Deshalb wurde zum einen 
eine Erhöhung der Haus-
haltsmittel um 14 Mio. Euro 
auf rund 155 Mio. Euro be-
schlossen. Zum anderen 
hat die Bundesregierung 
am 21. November 2007 
eine Änderung der so ge-
nannten Integrationskurs-
verordnung beschlossen.  

Um den Erfolg der Sprach-
kurse zu verbessern, soll 
die Gesamtstundenzahl der 
Kurse flexibler gestaltet 
werden. So sind für diejeni-
gen, die langsam lernen 
oder die einen anderen be-
sonderen Förderbedarf ha-
ben, z.B. Alphabetisierungs-

Verbesserung der Integrationskurse für Zuwanderer 
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Mit dem Zuwanderungsgesetz der rot-grünen Bundesregie-
rung wurde im Jahr 2005 erstmals die Integration von Aus-
ländern systematisch geregelt. Im Zentrum der Integrati-
onsmaßnahmen stehen die Integrationskurse. Sie sollen 
ausreichende Sprachkenntnisse und auch Grundkenntnis-
se der Rechtsordnung, Geschichte und Kultur Deutsch-
lands vermitteln. Eine vom Bundesinnenministerium in 
Auftrag gegebene Evaluation der Kurse hat ergeben, dass 
sich die Kurse bewährt haben, aber noch zu wenig Teil-
nehmer das gewünschte Sprachniveau erreichen. Das 
können wir uns nicht leisten, denn Sprache ist der Schlüs-
sel zur Integration.  
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800.000 Euro Startkapital 
für Maritimes Schulungs- 
und Trainingszentrum: 

Bereits vor zwei Jahren hat-
te das Maritime Schulungs- 
und Trainingszentrum der 
Bundespolizei in Neustadt 
seine Arbeit aufgenommen 
– doch noch im Oktober 
2007 wartete das beim 
Bundesinnenministerium 
angesiedelte Zentrum auf 
die offizielle Unterschrift 
unter ein entsprechendes 
Konzept − und damit auf 
die Grundvoraussetzung für 
die notwendige Haushalts-
mittelausstattung. Jetzt 
endlich erfolgte im Rahmen 
der Haushaltsberatungen 
die Bewi l l igung von 
800.000 Euro sowie vier 
Fachlehrern zur personellen 
Verstärkung und Qualitäts-
offensive in der Ausbildung. 
Hagedorn und ihre Bundes-
tagskollegen aus Schleswig-
Holstein bewerten dies als 
ein erfreuliches Signal für 
die Zukunftssicherung der 
maritimen Aus- und Fortbil-

dung, die nicht nur der Bun-
despolizei selbst, sondern 
auch Schiffsbesatzungen 
anderer Bundesministerien, 
von Landesbehörden und 
ausländischen Seebehör-
den zugute kommen soll. 

200.000 Euro für bundes-
weite Ecopolicyade: 

Seit 2004 üben sich Schles-
wig-Holsteins Schüler erfolg-
reich im Regieren – wenn 

Bundeshaushalt 2008 - klares Plus für Schleswig-Holstein 

wehr“ in Flensburg mit 5,5 
Millionen und die Marine-
schule Mürwik mit 3,2 Milli-
onen. Die Haushaltsmittel 
für große Neu-, Um- und 
Erweiterungsbauten sum-
mieren sich auf 31,8 Millio-
nen Euro, das sind rund vier 
Millionen mehr als im Jahr  
2007. Insgesamt geht es 
nächstes Jahr um 34 Bau-
maßnahmen im nördlichs-
ten Bundesland.  

Die Haushaltsberatungen 
im Verteidigungsausschuss 
des Bundestages haben 
ergeben, dass die Bundes-
wehr 2008 für Baumaßnah-
men an ihren Standorten in 
Schleswig-Holstein über 30 
Millionen Euro ausgeben 
wird. Die größten Projekte 
sind das Marinearsenal in 
Kiel mit 6,1 Millionen Euro, 
die Schule „Strategische 
Aufklärung der Bundes-

Bundeswehr bekommt 4 Mio. mehr 
Dadurch ergibt sich beim 
Straßenbau ein Investitions-
zuwachs von 4,1 Prozent. 
Die zusätzlichen Gelder 
fließen mit ein in den Inves-
titionsrahmenplan, in dem 
die prioritär zu realisieren-
den Verkehrsprojekte auf-
gelistet sind. Die Länder 
können jetzt selbst bestim-
men, welche Projekte von 
dem zusätzlichen Geld pro-
fitieren sollen.   

Für den Verkehrshaushalt 
2008 stehen 650 Millionen 
Euro mehr an Finanzmitteln 
zur Verfügung als ursprüng-
lich geplant. Dabei sollen 
350 Millionen Euro in 
Schienenwege investiert 
werden. 300 Millionen Euro 
sind für die Sanierung von 
Straßen und Brücken sowie 
Lärmschutzmaßnahmen im 
Bereich Autobahnen und 
Bundesstraßen vorgesehen. 

Investitionen in Schiene und Straße 

gend, soll künftig bundes-
weit die Computersimulati-
on Ecopolicy als pädagogi-
sches Element im Projekt-
unterricht eingesetzt wer-
den. In allen Bundesländern 
soll es Lehrerfortbildungen 
geben, so dass diese als 
Multiplikatoren wirken und 
weitere Wettbewerbe initiie-
ren können. 

100.000 Euro mehr für den 
Bund deutscher Nord-
schleswiger: 

Auch die deutsche Minder-
heit in Dänemark kann sich 
über eine Erhöhung ihrer 
Mittel freuen. Ein Plus von 
100.000 Euro hat der 
Haushaltsausschuss dem 
Bund deutscher Nord-
schleswiger (BdN) zugespro-
chen. Das Engagement des 
Bundes schafft eine wichti-
ge Voraussetzung für gute 
Nachbarschaftlichkeit und 
das Zusammenwachsen 
Europas. Obwohl der Haus-
haltsentwurf Schäubles 
eigentlich eine Kürzung um 
50.000 Euro vorsah, hat 
sich die SPD mit ihrem An-
trag auf einen deutlichen 
Aufwuchs in der Minderhei-
tenförderung durchgesetzt. 
D i e  s c h l e s w i g - h o l -
steinischen Abgeordneten 
sind sich einig, dass eine 
Kürzung politisch das fal-
sche Signal gewesen wäre.  

bislang auch nur im virtuel-
len Raum – und lernen auf 
diesem Weg, die komplexen 
Zusammenhänge zwischen 
Politik, Wirtschaft, Umwelt 
und Gesellschaft zu verste-
hen. Nun ist der Weg frei, 
dieses erfolgreiche Konzept 
der „Ecopolicyade“ auch 
bundesweit an den Schulen 
zu etablieren. In den Haus-
haltsverhandlungen hat 
sich die SPD mit einer Erhö-
hung der Mittel für die Bun-
deszentrale für politische 
Bildung um eine Million 
E u r o  d u r c h g e s e t z t . 
200.000 Euro davon sind 
zweckgebunden für die bun-
desweite Einführung der 
Ecopolicyade. Dem guten 
B e i s p i e l  s c h l e s w i g -
holsteinischer Schulen fol-

Foto: Oliver Mann 

Gute Nachrichten für Schleswig-Holstein: In den Haus-
haltsberatungen für das kommende Jahr gibt es einige 
beachtliche Erfolge für den Norden zu verzeichnen. Die 
maritime Ausbildung wird endlich gestärkt, ein in Schles-
wig-Holstein bereits erfolgreiches Konzept der politischen 
Bildungsarbeit soll zum Exportschlager für das gesamte 
Land werden, und die Minderheitenförderung im deutsch-
dänischen Grenzgebiet erfährt eine beachtliche Anerken-
nung. 
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Dezember für Diskussionen 
sorgen.  
Lothar Hay berichtete au-
ßerdem über die Beratun-
gen in der Föderalismus-
kommission II, in der die 
Finanzbeziehungen zwi-
schen Bund und Ländern 
neu geordnet werden sol-
len.  
Die beiden Hauptthemen in 
diesem Gremium sind eine 
Neuregelung zur Schulden-
begrenzung sowie die Be-
wältigung der Altschulden-
problematik. „Die Position 
des Landes Schleswig-
Holstein ist: Begrenzung der 
Schuldenaufnahme - ja, 
aber dann muss eine ver-
nünftige Altschuldenrege-
lung her“, sagte der Frakti-
onsvorsitzende.  

Aktuelle Wasserstandsmeldungen aus Kiel 

prüfung der Mandatierung 
des OEF-Einsatzes durch 
einen eigenen Beschluss 
des UN-Sicherheitsrates; e) 
Bindung des OEF-Einsatzes 
an die Zustimmung der Af-
ghanischen Regierung. 

3. Im Antrag der Bundesre-
gierung vom 7.11.2007 gibt 
es im Vergleich zu den 
sechs bisherigen OEF-
Anträgen im Wesentlichen 
drei neue Akzente: a) Die 
internationale Gemein-
schaft darf in ihren umfas-
senden Anstrengungen zur 

wirksamen Beseitigung der 
gesellschaftlichen, sozialen 
und ökonomischen Umstän-
de, die das Entstehen von 
Terrorismus begünstigen, 
nicht nachlassen. b) Ein 
Großteil der unter OEF in 
Afghanistan eingesetzten 
Soldatinnen und Soldaten 
ist mit der Ausbildung der 
afghanischen Armee be-
fasst. Diese Entwicklung 
muss fortgesetzt werden 
mit der Aussicht, die in Af-
ghanistan eingesetzten in-
ternationalen Streitkräfte 
künftig im Rahmen eines 
umfassenden Ansatzes 
noch stärker auf Sicher-
heitsunterstützung und 
Schaffung eigener Fähigkei-
ten auszurichten. c) Militäri-
sche Gewalt soll im Rah-
men von OEF nur verhältnis-
mäßig und mit Augenmaß 
eingesetzt werden.  

4. Bundesaußenminister 
Frank-Walter Steinmeier hat 
in seiner Parlamentsrede 
zur Einbringung des Regie-
rungsantrags am 8.11.07 in 

der vom Parteitag beschlos-
senen Linie diese Punkte 
angesprochen und deutlich 
gemacht, dass  Deutsch-
land in den nächsten Mona-
ten aktiv darauf hinwirken 
will, eine neue Strategie für 
Afghanistan zu entwickeln 
und eine aktive Rolle bei 
der Überprüfung einneh-
men will. Er betonte, dass 
die Rechtsgrundlage für 
den OEF-Einsatz vorläufig 
weiter Artikel 51 der UN-
Charter bleibt: „Trotzdem 
könnte ich mir vorstellen, 
dass die Mandatierung des 
OEF-Einsatzes durch einen 
eigenen Beschluss des Si-
cherheitsrates erfolgt. Wir 
werden mit unseren Part-
nern darüber sprechen.“ 

5. Im Lichte dieser Entwick-
lung hat dann die überwie-
gende Mehrheit der SPD-
Bundestagsfraktion und 
auch die SPD-Landes-
gruppe Schleswig-Holstein 
dem Antrag am 3.11.07 im 
Bundestag zugestimmt.  

Dr. Ernst Dieter Rossmann 

Dokumentation: Die Afghanistan-Frage & die Entscheidung im Bundestag 

Wolfgang Rüttgers, Lothar Hay und Franz Thönnes beim Landes-
gruppen-Frühstück 

1. Auf ihrem Landespartei-
tag am 8.9.2007 in Kiel hat 
die SPD Schleswig-Holstein 
einen klaren Beschluss ge-
fasst: Die Delegierten positi-
onieren sich gegen eine 
Verlängerung des Bundes-
wehrmandates im Rahmen 
der OEF in Afghanistan und 
f o r d e r n  d i e  S P D -
Bundestagsfraktion auf, 
gegen eine Verlängerung 
des Mandats zu stimmen.  

2. Nach intensiver Vorberei-
tung hat der Bundespartei-
tag am 27.10.07 einen mit 
sehr breiter Mehrheit ge-
fassten Beschluss gefasst, 
der im Kern folgende Punk-
te beinhaltete: a) Priorität 
für die Ausbildung der af-
ghanischen Armee und den 
Polizeiaufbau in Afghanis-
tan; b) Organisation einer 
internationalen Afghanis-
tan-Konferenz, die die bis-
herigen Erfolge und Defizite 
überprüfen soll; c) weitere 
Absenkung der OEF-
Kontingente bei weiterer 
Stärkung von ISAF; d) Über-

Wenn in diesen Tagen ein 
Landespolitiker die Landes-
gruppe Schleswig-Holstein 
in Berlin besucht, steht ein 
Thema ganz oben auf der 
Tagesordnung: die aktuel-
len Wasserstandsmeldun-
gen in punkto große Koaliti-
on in Kiel. So auch bei dem 
Frühstück der Landesgrup-
pe Ende November, bei 
dem der SPD-Fraktions-
vorsitzende Lothar Hay zu 
Gast war.  
„Der  CDU-Par te i tags -
beschluss zur Kreisgebiets-
reform stellt die bisherigen 
Absprachen im Kabinett zu 
diesem Punkt in Frage“, 
berichtete Hay. Auch das 
Thema Schülerbeförderung 
werde mutmaßlich beim 
Koalitionsausschuss im 
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Da schmeckt das Frühstück 
doch gleich doppelt gut. - 
Bei seinem Besuch bei der 
Landesgruppe Schleswig-
Holstein in Berlin hatte Lan-
desarbeitsminister Uwe 
Döring viel Erfreuliches zu 
berichten. 

Der Arbeitsmarkt in Schles-
wig-Holstein entwickelt sich 
sehr positiv. Im gesamt-
deutschen Länderranking 
befindet sich SH inzwischen 
auf Platz fünf. Die Zahl der 
Arbeitslosen ist kürzlich 
erstmals unter die Grenze 
von 110.000 gefallen und 
beträgt derzeit 108.000. 
Innerhalb eines Jahres ist 
die Zahl um 40.000 gesun-
ken.  
Uwe Döring rechnet damit, 
dass nächstes Jahr die Zahl 
auf 100.000 gedrückt wer-
den kann. Auch das Ziel von 
90.000 – was der ange-
strebten Halbierung der 
Arbeitslosenzahlen entspre-

chen würde – hält er mittel-
fristig für realisierbar.  

Gründe für die positive Ent-
wicklung sieht Döring im 
k on j un kt u r e l l e n  A u f -
schwung und der guten 
Arbeitsmarktentwicklung in 
Hamburg, von der Schles-

Halbierung der Arbeitslosenzahl ist in Sicht 

Richter und Thönnes gelang 
es, die wichtigsten arbeits-
marktpolitischen Akteure in 
Schleswig-Holstein mit an 
Bord zu holen. So waren 
schließlich die Landesregie-
rung, die Unternehmensver-
bände, die Industrie- und 
Handelskammern sowie die 
Handwerkskammern des 
Landes, der DGB Nord und 
die Bundesagentur für Ar-
beit beim Startschuss im 
September mit dabei. Über 
zweieinhalb Monate er-
schienen im Mantelteil der 
Zeitung des shz-Verlages 
dienstags und samstags 
eine halbe oder ganze Seite 
mit Kommentaren, Informa-

tionen, Best-Practice-Bei-
spielen und Berichten über 
die Integration Älterer im 
Betrieb. Dazu kamen Infor-
mationen über Fördermög-
lichkeiten und Unterstützun-
gen. Schirmherr der Aktion 
war Franz Thönnes. 

Integriert waren im Projekt 
zwei Regionalkonferenzen 
in Bad Oldesloe und Hu-
sum, eine Telefonaktion mit 
Experten, eine achtseitige 
Sonderbeilage sowie eine 
öffentliche Abschlussrunde 
in Flensburg im November. 
Thönnes: „Für mich war 
wichtig, dass wir vor dem 
Hintergrund der „Rente mit 
67“ alles tun, dass Ältere 

Pakt für ältere Beschäftigte soll weiter wirken 
wieder eine Beschäftigungs-
möglichkeit erhalten.“ Da-
bei hilft natürlich gerade 
jetzt die gute Konjunktur. 
„Der Arbeitsmarkt von mor-
gen braucht alle Generatio-
nen“, meint Franz Thönnes. 
Alle Betriebe müssten sich 
auf den demografischen 
Wandel einstellen. Nicht 
alle Förderprogramme des 
Bundes würden jedoch an-
genommen. „Keiner soll in 
fünf Jahren kommen und 
sagen, mir fehlen die Leu-
te“, mahnte der Sozialde-
mokrat.  

Dass ältere Arbeitnehmer 
eine Chance und ein Ge-
winn für viele Betriebe sind, 
zog sich als Plädoyer durch 
die Redebeiträge aller Teil-
nehmer der Abschlussver-
anstaltung. Mit dem Thema 
„Weiterbildung“ soll es nun 
weitergehen.  

Es war im Vorsommer als Stephan Richter, Chefredakteur 
des shz-Verlages in Flensburg, die Anregung von SPD-MdB 
Franz Thönnes aufgriff, eine Initiative zur  Förderung der 
Beschäftigung älterer Arbeitnehmer zu starten. Die Idee 
des Parlamentarischen Staatssekretärs mündete schließ-
lich in das Projekt „Arbeit mit Erfahrung“.  

Uwe Döring, seine Büroleiterin Katharina Kriston und Wolfgang 
Wodarg beim frühmorgendlichen Treffen der Landesgruppe 

18.12.2007, 19 Uhr,  
Heide: 
Der  SPD-Bundestags-
abgeordnete Jörn Thießen 
lädt zu einer Fraktion-vor-
Ort-Veranstaltung zum The-
ma „Sport und Ehrenamt“ 
ein. Auf dem Podium: sein 
Kollege Dr. Michael Bürsch,   
Vorsitzender des Unteraus-
schusses Bürgerschaftli-
ches Engagement im Deut-
schen Bundestag und Wolf-
gang Beer, 1. Vorsitzender 
des Kreissportverbandes 
Dithmarschen und Vor-
standsmitglied des Landes-
sportverbandes Schleswig-
Holstein. Die Veranstaltung 
findet statt im Hotel Heider 
Hof. Informationen und An-
meldung im Berliner Büro 
von Jörn Thießen unter Tel. 
030/227-73549 oder per 
E-Mail an joern.thiessen 
@bundestag.de. 

- Termin -  

Persönliches  
Budget 

Der 1. Januar 2008 ist ein 
guter Tag für behinderte 
Menschen in Deutschland. 
Am Neujahrstag 2008 star-
tet der Rechtsanspruch zur 
neuen Leistungsform des 
Persönlichen Budgets. Die 
Leistungsempfänger kön-
nen von den Rehabilitati-
onsträgern auf Antrag an-
stelle von Dienst- oder 
Sachleistungen zur Teilha-
be eine Geldleistung wäh-
len. Hieraus bezahlen sie 
die Aufwendungen, die zur 
Deckung ihres persönli-
chen Hilfebedarfs erforder-
lich sind. Damit werden 
behinderte Menschen zu 
Budgetnehmern, die den 
„Einkauf“ der Leistungen 
eigenverantwortlich regeln; 
sie werden Käufer, Kunden 
oder Arbeitgeber. Sie ent-
scheiden so selbst, welche 
Hilfen für sie am besten 
sind. 

wig-Holstein profitiert. Ein 
gutes Zeichen ist nach An-
sicht von Döring auch, dass 
erstmals mehr Vollzeit- als 
Teilzeitjobs neu entstanden 
sind. Auch ältere Arbeitslo-
se werden zunehmend vom 
Aufschwung auf dem Ar-
beitsmarkt erfasst.  
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Gewerkschafter, Genossen und ein Rücktritt 

9,4 Millionen Euro 
gehen an Kieler Uni 

Die Deutsche Forschungs-
gemeinschaft bewilligte der 
C h r i s t i a n - A l b r e c h t s -
Universität und dem Leib-
nitz-Institut für Meereskun-
de (IFM GEOMAR) einen 
neuen Sonderforschungs-
bereich zum Thema „Klima 
- Biogeochemische Wech-
selwirkungen im tropischen 
Ozean, der mit 9,4 Mio. 
Euro gefördert wird. Mehr 
als 70 Kieler Wissenschaft-
ler wollen die Sauerstoff-
verteilung des Ozeans er-
forschen. 

Genetische Ursache 
von Herzinfarkten 

Forscher der Universität 
Lübeck haben eine bahn-
brechende Entdeckung 
gemacht: Sie spürten die 
genetische Ursache für 
Herzinfarkte auf. Für die 
größte bis dato veröffent-
lichte Studie dieser Art ana-
lysierten die Wissenschaft-
ler die genetischen Daten 
von knapp 3.000 Infarkt-
Risikopatienten und 4.500 
gesunden Studienteilneh-
mern und stießen dabei auf 
gravierende Unterschiede 
im Erbgut. Das Forschungs-
projekt ist weltweit das 
größte seiner Art und wird 
mit zehn Mio. Euro von der 
EU gefördert.  

Magnesium-Wunder 
Im Geesthachter GKSS-
Zentrum entsteht für rund 
zehn Mio. Euro bis Ende 
2008 das weltweit größte 
Zentrum für die Erfor-
schung von Magnesium-
Bauteilen - das MagIC. Das 
Bundesforschungsministe-
rium stellt jetzt 3,2 Mio. 
Euro für eine Bandgussan-
lage zur Verfügung, für die 
eine Halle gebaut wird. 

Als die vier Gewerkschafts-
junioren aus Schleswig-
Holstein am 12. November 
ihr fünftägiges Praktikum 
bei Sönke Rix, Wolfgang 
Wodarg, Franz Thönnes und 
Ernst Dieter Rossmann an-
traten, ahnten sie noch 
nicht, dass sie Zeuge einer 
ganz besonderen Bundes-
tagswoche werden würden. 
Arbeitsminister Franz Mün-
tefering trat am 13.11. zu-
rück und sorgte damit nicht 
nur im politischen Berlin, 

sondern auch im geplanten 
Programm der Gewerk-
schaftsjunioren für Wirbel. 
Die Gespräche mit Bundes-
tagsvizepräsident Wolfgang 
T h i e r s e  u n d  S P D -
Fraktionschef Peter Struck 
kamen dennoch zu Stande. 
Außerdem begleiteten die 
Gewerkschafter die MdBs 
zu Arbeitsgruppen- und Aus-
schusssitzungen, um die 
Arbeitsweise des Parla-
ments kennenzulernen. Zeit 
für ein ausführliches Ge-

Forschung  
im Aufwind 

„Der vorgelegte Kompro-
miss zwischen CDU/CSU 
und SPD zur Neuordnung 
der Diäten und der Alters-
versorgung von Bundes-
tagsabgeordneten stellt 
unserer Ansicht nach noch 
keine zufriedenstellende 
Lösung dar. Wir hätten uns 
gerade bei der Altersversor-
gung größere Einschnitte 
gewünscht“, bewertet der 
Sprecher der schleswig-
holsteinischen SPD-Bundes-
tagsabgeordneten Dr. Ernst 
Dieter Rossmann die neue 
Regelung zur Diätenreform.  

So kritisieren die neun 
schleswig-holsteinischen 
Sozialdemokraten, dass der 

höchste erreichbare An-
spruch des monatlichen 
Altersbezugs mit 67,5 Pro-
zent der Diäten weit über 
den 60 Prozent liegt, wel-
che die SPD-Bundestags-
fraktion in den Verhandlun-
gen angestrebt hatte. Ross-
mann: „Es ist sehr bedauer-
lich, dass sich die CDU/CSU 
in dieser Frage nicht weiter 
auf uns zubewegen wollte.“  

Auch hält es die SPD-
Landesgruppe Schleswig-
Holstein nicht für richtig, 
dass Abgeordnete bei lan-
ger Parlamentszugehörig-
keit schon mit 57 Jahren 
einen Anspruch auf Alters-
entschädigung haben. Alle 

Landesgruppe kritisiert MdB-Rentenregelung  
Abgeordneten der SPD-
Landesgruppe Schleswig-
Holstein haben sich auf-
grund der Kritik an einigen 
Regelungen der Diätenre-
form bei der internen Ab-
stimmung in der SPD-
Bundestagsfraktion gegen 
das Gesetz ausgesprochen. 

Die Landesgruppe Schles-
wig-Holstein geht davon 
aus, dass über den jetzt mit 
der CDU/CSU erreichten 
Kompromiss hinaus in der 
Zukunft weitere deutliche 
Änderungen bei der Alters-
versorgung vorgenommen 
werden. „Die jetzige Rege-
lung kann lediglich ein Ein-
stieg sein“, so Rossmann.  

spräch nahm sich die Lan-
desgruppe im Rahmen ihrer 
Frühstücksrunde. „Diese 
Erlebnisse und die neuen 
Kontakte sind positive An-
knüpfungspunkte für die 
weitere Zusammenarbeit. 
Man gewinnt mehr Ver-
ständnis für die unter-
schiedlichen Meinungsbil-
dungsprozesse und Ent-
scheidungen. Das ist auch 
gut für die eigene Arbeit“, 
resümiert Melanie Meyer, 
DGB-Gewerkschaftsjuniorin. 

Sönke Rix (li.) und Ernst Dieter Rossmann (re.) mit den Gewerkschaftern Gert Ziehmann, Sebasti-
an Orth, Phillip Butkevicius und Melanie Meyer sowie Praktikant Fabian Paehr (v.li.n.r). 
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Schleswig-Holstein vorne mit dabei im Exzellenzwettbewerb 
Drei Säulen hat das staatli-
che Förderprogramm, um 
Spitzenforschung an deut-
schen Universitäten und 
damit internationale Wett-
bewerbsfähigkeit zu stär-
ken: die Kür zu Spitzen-
Universitäten, Exzellenz-
cluster und Graduierten-
schulen. Diese Förderung 
lassen sich Bund (75 %) 
und Länder (25 %) in den 
Jahren 2006 bis 2011 rund 
1,9 Milliarden Euro kosten.  

Gefördert werden in Schles-
wig-Holstein vier Projekte:  

1. Der Kieler Exzellencluster 
„Ozean der Zukunft“ erhält 
36,27 Mio. Euro für den 
Zeitraum von fünf Jahren.  

2. Das Projekt „Entzün-
dungsforschung“, zu dem 
sich 130 Wissenschaftler 
der Unis in Kiel und Lübeck 
s o w i e  d e s  L e i b n i z -
F o r s c h u n g s z e n t r u m s 
Borstel (Kreis Segeberg) 
zusammengesch lossen 
haben. Untersucht wird, wie 
Haut und Schleimhäute bei 
Tier und Mensch sich gegen 
Infektionen schützen. 

3. Die Kieler Graduierten-
s c h u l e  „ E n t w i c k l u n g 
menschlicher Gesellschaf-
ten in Landschaften be-
schäftigt sich mit den Wech-
selwirkungen zwischen 
Mensch und Umwelt.  

4. Die Lübecker Graduier-
tenschule „Computing in 
Medicine and Life Science“ 
befasst sich mit Forschung 
zwischen Medizin und Infor-
matik und der Anwendung 
von Informatik in den Le-
benswissenschaften. 

Schleswig-Holstein liegt 

nach der Zahl der geförder-
ten Projekte sowie Förder-
volumina auf Platz sieben 
der Bundesländer. Die Kie-
ler Universität hat im För-
dervolumen einen zehnten 
Platz unter allen geförder-
ten deutschen Hochschu-
len. „Dieser Erfolg zeigt, wie 
klare Schwerpunktbildung 
trotz eines unterdurch-
schnittlichen Forschungs-
etats zu international aner-
kannten Forschungsleucht-
türmen führen kann“, sagt 
der SPD-Bildungspolitiker 
 Dr. Ernst Dieter Rossmann. 

Armutsbekämpfung und der 
Sicherheit für die „kleinen 
Leute“? Heute muss die 
Kommune Schuldnerbera-
tung leisten, weil die 
Betreuung für Gründer klei-
ner Betriebe oft nicht aus-
reicht. Ich freue mich, dass 
die Flensburger Sparkasse 
gemeinsam mit der ARGE 
Flensburg und der Wirt-
schaftsakademie Schles-
wig-Holstein GmbH ihre 
Fachkompetenz zusammen-
führen, um den Versuch zu 
gestalten, unterhalb des 
Niveaus von „Basel II“ und 
trotz „Schufa“-Blockaden 
kleine Initiativen Selbstän-
diger auch finanziell zu un-

Mikrokredite zur Armutsbe-
kämpfung in aller Welt - 
weshalb gibt es so etwas 
eigentlich nicht in Deutsch-
land? Menschen, die nicht 
einmal ein Konto eröffnen 
können, geschweige denn 
einen Kredit erhalten, ha-
ben in Deutschland kaum 
eine Chance, aus eigener 
Initiative eine Existenz zu 
gründen. In Indien und Afri-
ka erhalten sogar völlig mit-
tellose Kunden ohne festen 
Wohnsitz diese Möglichkeit. 
Was können wir hiervon 
lernen? Waren nicht auch 
die Sparkassen, die Volks- 
und Genossenschaftsban-
ken einmal Institute der 

Mikrokredite für Existenzgründer in Flensburg 
terstützen und so den Weg 
aus Schwarzarbeit und Ar-
beitslosigkeit zu erleichtern. 
Bei einem Besuch in der 
Zentrale der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau (KfW) 
fand die Initiative aus Flens-
burg so viel Beifall, dass 
sogar die Chefin Ingrid 
Mattheus-Meyer persönlich 
vorbeikam, um uns zu er-
mutigen und ihre Unterstüt-
zung zuzusagen. Besonders 
gefreut habe ich mich dar-
über, dass auch der schles-
wig-holsteinische Arbeitsmi-
nister Uwe Döring kürzlich 
seine grundsätzliche Unter-
stützung zugesagt hat. 

Dr. Wolfgang Wodarg 

Flensburger Delegation bei der KfW in Frankfurt, v.l.n.r.: Dr. Wodarg, Frau Bukop-Runge, Herr Pe-
tersen (Flensburger Sparkasse) und die Spezialisten für Kleinkredite von der KfW. 

Sicherheitspolitik 
trifft Westküste 

„In Albersdorf und anders-
wo gibt es viele Menschen, 
denen Sicherheits- und Ver-
teidigungspolitik wichtig 
bleiben, auch wenn die Bun-
deswehr sich nun verab-
schiedet hat“, sagt Jörn 
Thießen, SPD-Bundestags-
abgeordneter für Steinburg 
und Dithmarschen-Süd. 
Beim Abschiedsappell des 
ABC-Abwehrbataillons in 
Albersdorf hatte der Vertei-
digungspolitiker kürzlich 
angekündigt, sich um die 
Gründung einer Sektion der 
Gesellschaft für Wehr- und 
Sicherheitspolitik (GfW) zu 
bemühen.  

Im Januar 2008 soll es nun 
so weit sein. Thießen sucht 
daher in Albersdorf und 
dem gesamten Gebiet der 
Westküste nach sicherheits-
politisch Interessierten, die 
ihn bei der Gründung der 
GfW-Sektion unterstützen.  
Ehemalige Bundeswehran-
gehörige, politisch aktive 
Bürgerinnen und Bürger 
und sonstige an Sicherheits-
politik Interessierte melden 
sich in Thießens Meldorfer 
B ü r g e r b ü r o ,  T e l e f o n 
04832/3038, oder per E-
Mail an joern.thiessen@ 
bundestag.de. 
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Gemeinsam mit Wolfgang 
Spanier, dem stellvertreten-
den Sprecher der Arbeits-
gruppe „Verteilungsge-
rechtigkeit und soziale In-
tegrat ion“ der  SPD-
Bundestagsfraktion, hatte 
Gabriele Hiller-Ohm Ende 
Nove mber  zu  e ine r 
„Fraktion-vor-Ort“-Veranstal-
tung in Lübeck eingeladen. 
Als fachkundige Gäste wa-
ren der Vorsitzende des 
DGB Nord Peter Deutsch-
land, der renommierte Ar-
mutswissenschaftler Prof. 
Dr. Richard Hauser und der 

Diskussion über Armut und Reichtum 

sozialpolitische Sprecher 
des SPD-Bürgerschaftsfrak-
tion Lübeck, Lienhard Böh-
ning, mit von der Partie. Mit 
ihnen diskutierten rund 70 
interessierte Bürgerinnen 
und Bürgern über geeignete 
Maßnahmen, welche helfen 
sollen, die Einkommens- 
und Vermögensschere wie-
der zu schließen, Armut zu 
bekämpfen und den gesell-
schaftlichen Reichtum ge-
rechter zu verteilen.  
Professor Hauser belegte 
anhand von Forschungser-
gebnissen, dass die Schere 

 

Lauenburger und Stormarner in Berlin 

Mittagessen mit  
Carstensen 

Heide Simonis hatte es vor-
gemacht. Die fraktionsüber-
greifende Einladung der 
Ministerpräsidentin an alle 
Bundestagsabgeordneten 
Schleswig-Holsteins in Ber-
lin war gute Tradition. Mi-
nisterpräsident Carstensen 
hat hieran jetzt angeknüpft. 
In einem sehr intensiven 
Gespräch im November 
kamen alle wesentlichen 
Themen auf den Tisch. Die 
Föderalismusreform II, die 
strukturelle Finanzsituation 
Schleswig-Holsteins, die 
Arbeitsmarktentwicklung, 
die zukünftige Zusammen-
arbeit zwischen Hamburg 
und Schleswig-Holstein und 
darüber hinaus im gesam-
ten norddeutschen Bereich 
waren die vier Hauptkom-
plexe, auf die sich Informa-
tion und Diskussion der 
Landesregierung mit den 
Abgeordneten richteten.  
Das Angebot, im  neuen 
Jahr noch einmal intensiv 
über die Fragen eines so 
genannten Entschuldungs-
fonds und anderer Interes-
sen Schleswig-Holsteins im 
Rahmen der Föderalismus-
reform II zu sprechen, 
nahm Landesgruppenspre-
cher Ernst Dieter Rossmann 
sehr gerne an. Rossmann: 
„Speziell für Schleswig-
Holstein und die norddeut-
schen Länder wird es dar-
um gehen, eine breite Alli-
anz von gleichen Interessen 
zu formieren.“  
Um Zusammenarbeit ging 
es auch in der Aussprache 
zu den jüngsten Initiativen 
der Landesregierung in 
punkto Kooperationsfelder 
mit Hamburg. Die Landes-
gruppe der SPD äußerte 
den Wunsch, dass der Kli-
maschutz als ein Megathe-
ma speziell für Küstenlän-
der mit in den gemeinsa-
men Arbeitskatalog aufge-
nommen werden sollte.  

Auf Einladung von Gabriele Hiller-Ohm und Franz Thönnes waren 50 Bürgerinnen und Bürger aus 
dem Wahlkreis Lauenburg - Stormarn-Süd für drei Tage in Berlin auf einer Fahrt des Bundespres-
seamtes zu Gast. Hiller-Ohm und Thönnes betreuen den Wahlkreis 10, in dem es derzeit keinen 
SPD-Bundestagsabgeordneten gibt. 

Gabriele Hiller-Ohm, Peter Deutschland, Wolfgang Spanier und Prof. Richard Hauser 

zwischen Arm und Reich in 
Deutschland immer weiter 
auseinanderklafft. Wolfgang 
Spanier wies auf politische 
Handlungsperspektiven hin, 
die sich auch durch die 
Standpunktbestimmung der 
SPD nach dem letzten Par-
teitag ergeben.  
Peter Deutschland zeigte 
sich erfreut, dass das The-
ma wieder breit diskutiert 
werde – nicht zuletzt des-
halb, weil dadurch die Ge-
werkschaften Rückenwind 
bei Lohnforderungen bekä-
men.  
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Thönnes bringt Modellprojekt in den Norden 
Schon in wenigen Jahren 
wird aufgrund der demogra-
fischen Umbrüche in vielen 
Betrieben die Mehrheit der 
Beschäftigten über 50 Jah-
re alt sein. Besonders bei 
kleinen und mittleren Be-
trieben könnten sich dar-
aus Probleme ergeben, weil 
Personalausfälle aus ge-
sundheitlichen Gründen 
nicht so schnell kompen-
siert werden können.  
Das Sozialgesetzbuch IX 
sieht für alle Arbeitgeber 
vor, dass sie Beschäftigte, 
die länger als sechs Wo-
chen am Stück krank sind, 
ansprechen und versuchen 
sollen, die Beschäftigung 
dieser Mitarbeiter zu si-
chern und eine Frühverren-
tung zu verhindern. Gerade 
Klein- und Mittelbetriebe 
haben aber oft das Pro-
blem, dass sie zu wenig 
über Prävention- und im 
Krankheitsfall über Rehabi-
litationsmöglichkeiten wis-
sen. SPD-MdB und Parla-
mentarischer Staatssekre-
tär beim Bundesminister für 
Arbeit und Soziales Franz 
Thönnes: „Ein neues Bera-
tungskonzept soll diesen 
Unternehmen im Kreis Se-
geberg helfen, bei Gesund-

samt gibt es bereits acht, 
z.B. in Elmshorn, Schleswig 
und Flensburg. 2008 kom-
men acht weitere Häuser 
hinzu: in Brunsbüttel, Ol-
denburg, Kiel, Lübeck und 
Neumünster.  

Seit dem Start des Pro-
gramms im November 
2006 wurden bundesweit  
460 Mehrgenerationenhäu-
ser in die Förderung aufge-
nommen. Insgesamt wer-
den es bis zum Abschluss 
des Programms 500 sein. 
Die Fördersumme liegt bei 
500 Millionen Euro.  

Mehr Personal  
in der WSV 

Mit den Beschlüssen des 
Haushaltsausschusses 
stärkt der Bundestag die 
Wasser– und Schifffahrts-
verwaltung des Bundes 
(WSV). Vor allem hinsicht-
lich der Personalausstat-
tung hat es eine deutliche 
Verbesserung gegeben. So 
werden finanzielle Mittel 
für 20 neue Ingenieurstel-
len in der WSV bereitge-
stellt und zusätzlich 16 
neue Ausbildungsstellen 
geschaffen. Damit sichert 

der Bund die Leistungsfä-
higkeit des WSV für die Zu-
kunft. 

———— 

Mehrgenerationenhäuser 

Aus unseren Städten und 
Gemeinden werden Mehr-
generationenhäuser bald 
nicht mehr wegzudenken 
sein. In Schleswig-Holstein 
ist in jedem Kreis und in 
jeder kreisfreien Stadt ent-
weder ein Mehrgeneratio-
nenhaus schon etabliert 
oder es wird im kommen-
den Jahr eröffnet. Insge-

- Newsticker - Newsticker - Newsticker - Newsti-

heitsproblemen im Betrieb 
die geeigneten Maßnahmen 
einzuleiten. Wir wollen hel-
fen, die Beschäftigungsfä-
higkeit der Arbeitnehmer zu 
erhalten. Das ist neben der 
„Initiative 50plus“ die ande-
re Seite der Münze ‚Rente 
mit 67’. Unser Anspruch ist: 
Gesund in Rente!“   
Ziel ist es, mit allen Sozial-
versicherungsträgern und 
Dienstleistungsanbietern 
Vereinbarungen über eine 
strategische Partnerschaft 
zu schließen. Es ist eines 

Engagierte MdBs 
Ehrenamtliches Engage-
ment ist eine tragende 
Säule der demokratischen 
Gesellschaft. Auch viele 
Bundestagsabgeordnete 
investieren zusätzlich zu 
ihren mandatsbezogenen 
Aufgaben Zeit und Kraft in 
Vereine und Verbände. 
Wofür in punkto bürger-
schaftliches Engagement 
ihr Herz schlägt, verraten 
in dieser Ausgabe Dr. 
Hans-Peter Bartels, Gabrie-
le Hiller-Ohm und Bettina 
Hagedorn. 

Dr. Hans-Peter Bartels:  

„Ich bin Mitglied des Kura-
toriums der Jugendpresse 
Schleswig-Holstein, der 
Gewerkschaft Ver.di, der 
Arbeiterwohlfahrt, des Ver-
eins ‚Arbeit für Behinderte‘, 
des Bundeswehr-Sozial-
werkes, stellv. Vorsitzender 
des Vereins Berliner Repu-
blik und Mitherausgeber 
der gleichnamigen Zeit-
schrift sowie Mitglied des 
Fördervereins der Kieler 
Seemannsmission.“ 

Gabriele Hiller-Ohm: 

„Ich bin Mitglied des Beira-
tes des Kirchlichen Diens-
tes in der Arbeitswelt. Wei-
tere Mitgliedschaften sind 
u. a.: Förderverein Lübe-
cker Kindertagesstätten, 
Tierschutzverein Lübeck 
und Umgebung, Frauen 
helfen Frauen und Gemein-
nütziger Verein Lübeck-
Moisling/Genin und Umge-
bung.“ 

Bettina Hagedorn: 

„Ich bin stellv. Vorsitzende 
des Vereins ‚Anny-Trapp-
Preis‘ und Fördermitglied in 
20 weiteren Vereinen, u.a. 
im Marie-Schlei-Verein, bei 
der AWO, der Eutiner Tafel, 
im Trägerverein Gedenk-
stätte Ahrensbök, bei der 
Kita ‚Flohkiste‘ und im För-
derverein Jugendtreff Kas-
seedorf.  

Franz Thönnes informierte bei der Fachtagung zum Modellpro-
jekt „Gesunde Arbeit Segeberg“ wichtige Multiplikatoren. 

von bundesweit sechs Regi-
onalprojekten zur Verbesse-
rung von Beschäftigungsfä-
higkeit in kleinen und mitt-
leren Unternehmen. Das 
Modellprojekt „Gesunde 
Arbeit Segeberg“ erhält für 
drei Jahre eine Anschubfi-
nanzierung des Bundesmi-
nisteriums für Arbeit und 
Soziales. Eine Begleitfor-
schung erarbeitet und über-
prüft Qualitätsstandards, 
damit derartige Einrichtun-
gen bundesweit eingeführt 
werden können.  
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Bereits zum zweiten Mal in Folge trafen sich die Abgeord-
neten der SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein mit ih-
ren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Restaurant HA-
BEL im Regierungsviertel Berlins, um sich mit der Weih-
nachtsfeier für die gute Zusammenarbeit im Jahr 2007 zu 
bedanken. Unter den S-Bahn-Bögen gab es Gelegenheit, 
auf die vergangenen Monate zurückzublicken, abseits des 
Büroalltags miteinander ins Gespräch zu kommen und 
neue Kolleginnen und Kollegen kennen zu lernen.  

Natürlich war auch für Unterhaltung gesorgt. Jörn Thießen 
trug Geschichten vor und Wolfgang Wodarg erfreute seine 
Zuhörer mit Gesang und Gitarrenspiel. Für die Weih-
nachtsfeier im nächsten Jahr bekamen die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter von Landesgruppensprecher Ernst 
Dieter Rossmann gleich eine Aufgabe gestellt: „Ich schla-
ge vor, nächstes Jahr macht Ihr das Programm!“ - Ein 
Wunsch, der durchaus legitim ist. Hatten doch die Abge-
ordneten bereits im vergangenen Jahr die „Bespaßung“ 
der weihnachtlichen Gesellschaft übernommen.  

Weihnachtsfeier unter den S-Bahn-Bögen 
 

Sönke Rix (li.) und Franz Thönnes (re.) im Gespräch mit dem 
ehemaligen Leiter der Landesvertretung Schleswig-Holstein, 
Werner Schönborn. 

„Zwischen Altona und Batavia…“ sang Wolfgang Wodarg und 
brachte damit ein wenig maritimes Flair nach Berlin 

Hanne-Marrit Grönning und Benjamin Seyd aus dem Büro Thön-
nes (li.), Gabi Hiller-Ohm mit ihrem Mitarbeiter Frank Lutoschka 

Das Büro Bürsch fast komplett: Ruth Herzog, Serge Embacher 
und Michael Bürsch 

Nicht alle verstanden den plattdeutschen Vortrag von Jörn Thie-
ßen, die ‚echten‘ Nordlichter der Landesgruppe aber hatten Spaß 


